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«Bündner Kompetenz in Bern!»
Durch den vorzeitigen Rücktritt
von Nationalrat Duri Bezzola
kann Jürg Michel in der Funktion
nachrücken. Der Verbands-
direktor wird am 5. März 2007
vereidigt. Wir befragten 
BGV-Präsident Urs Schädler zu
dieser Entwicklung.

Sind Sie mit der Ablösung von Na-
tionalrat Duri Bezzola zu Jürg Mi-
chel zufrieden?
Ja, ich bin sehr zufrieden. Und ich
möchte es nicht unterlassen, Natio-
nalrat Duri Bezzola für den fairen
Entscheid seines vorzeitigen Rück-
tritts zu danken. Mit diesem Schritt
wird der Weg frei für unseren Di-
rektor Jürg Michel, der sich nun
nach langjähriger und intensiver
Vorbereitung im Nationalrat be-
währen und etablieren kann. Ne-
ben allen anderen Aufgaben, die
wir zu lösen haben, war es ein Ziel
des BGV, Jürg Michel in den Natio-
nalrat zu bringen. Dies wird nun
Tatsache, und ich bin glücklich dar-
über. Jürg Michel wird seine Kom-
petenz zu Gunsten unseres Kan-
tons einbringen und unserem Ver-
band zu einer wichtigen Stimme in
Bern verhelfen.

Ein Nationalrat muss verschie-
dene Interessen wahrnehmen kön-
nen. Kann das der Gewerbedirek-
tor überhaupt? 
Mit Stellungsnahmen zu ver-
schiedensten Vernehmlassungen,
als kompetenter Berater in Wirt-
schafts- und Tourismusfragen und
anlässlich von Medienauftritten hat
Jürg Michel die politische Diskus-
sion in Graubünden stark mitge-
prägt. Und Jürg Michel hat es be-
wiesen: Er ist nicht nur Gewerbe-
vertreter. Er ist in sehr vielen Fra-
gen kompetent und behält die ge-
samte Bündner Wirtschaft im Auge. 

Da muss ich nachhaken. Jürg Mi-
chel ist Gewerbedirektor, er kann

doch nicht alle Wirtschaftszweige
vertreten!
Warum nicht? Die Zusammenar-
beit mit den anderen Wirtschafts-
verbänden klappt bei uns in
Graubünden im Vergleich zu vielen
anderen Kantonen sehr gut. Seit
der Wahl von Jürg Michel als BGV-
Direktor vor zehn Jahren ist es zu
einem eigentlichen Schulterschluss
unter den Dachorganisationen der
Wirtschaft gekommen. Nicht nur
die Handelskammer, der Hotelier-
verein und der BGV profitieren von
dieser Zusammenarbeit, sondern
beispielsweise auch der gesamte
Tourismus.

Im Parlament gibt es nicht nur
Wirtschaftsfragen zu lösen!
Ohne eine gut funktionierende Wirt-
schaft können wir die hohen An-
sprüche, die heute an die soziale
Wohlfahrt gestellt werden, nicht
befriedigen. Dem Staat würden die
Einnahmen für die Infrastruktur-
aufgaben oder die Gewährleistung
des Service publics fehlen. Bildungs-
angebote könnten nicht erweitert
werden. Apropos Bildung: Michel
ist Mitglied der Kantonalen Berufs-
bildungskommission und als es um
das Präsidium der Evangelischen
Mittelschule in Schiers ging, war es
für den Gewerbeverband ein Muss,
dass man ihn dieses Amt überneh-
men liess. Er hatte einerseits die
Gelegenheit, ein für die Region
wichtiges privates Unternehmen zu
führen und andererseits sich viel
Wissen über den Bildungsstandort
Graubünden anzueignen.

Kommt der Rücktritt von Duri Bez-
zola nicht etwas spät?
Die Ausgangslage für Jürg Michel
wäre bestimmt noch besser, wenn
Duri Bezzola seinen Entscheid et-
was früher gefällt hätte. So hätte
unser Gewerbedirektor mehr Zeit
bis zu den Nationalratswahlen nut-
zen können. Diese finden bekannt-

lich schon im Herbst 2007 statt. Für
mich war aber auch klar, dass Duri
Bezzola nach 16 Jahren erfolgrei-
cher Tätigkeit im Nationalrat die
«Sessiun» in Flims nicht nur miter-
leben, sondern auch mitgestalten
wollte. 

Letzte Frage: Kann es die FDP an-
gesichts der nicht einfachen Aus-
gangslage schaffen, den Sitz im
Oktober 2007 zu verteidigen?
Die letzten Nationalratswahlen ha-
ben gezeigt, dass die Freisinnigen
gute Kandidatinnen und Kandida-
ten zur Verfügung haben, die libe-
ral politisieren. Dies manifestierte
sich in diesem Frühjahr auch bei
den Kreiswahlen, konnte sich die
FDP doch als Wahlsiegerin feiern
lassen. Ich bin überzeugt, dass es
gelingen wird, den Sitz im Natio-
nalrat zu verteidigen. Aber: es
braucht dazu grosse Anstrengun-
gen, dies bin ich mir bewusst.
Packen wir es gemeinsam an!

Interview: Bartholomé Hunger

Wechsel im Nationalrat
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BGV-Direktor Jürg Michel vertritt den

Kanton im kommenden Jahr an Stelle 

von Duri Bezzola im Nationalrat in Bern.
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Urs Schädler, Sie sind einstimmig zum Prä-
sidenten des Bündner Gewerbeverbandes
gewählt worden. Wie werden Sie den Ver-
band in Zukunft führen?
Meine Arbeit wird unter dem Motto «gemein-
sam anpacken!» stehen. Als Erstes werde ich
zusammen mit dem neu gewählten Ausschuss
die Strategie definieren, um die künftige Ver-
bandsarbeit zielgerichtet angehen zu können.
Gemeinsam wollen wir die Herausforderun-
gen erörtern und Massnahmen für die Ver-
bandsarbeit ableiten. Die Erkenntnisse und
Folgerungen dieses Prozesses will ich dem
Vorstand an der Winterkonferenz in Klosters
unterbreiten.

Der Bündner Gewerbeverband nimmt zu
zahlreichen politischen Fragen Stellung.
Werden Sie die Kontakte zu den politischen
Instanzen in gleichem Masse suchen, wie
dies Ihr Vorgänger getan hat?
Ja, denn ich erachte es als eine der Kernauf-
gaben des Präsidenten, den Kontakt zu den
politischen Behörden und Exponenten zu
pflegen. «Die Seriosität und Glaubwürdigkeit
unserer Aussagen hat eine entscheidende Be-
deutung», welcher ich das entsprechende Au-
genmerk beimessen werde. Dank glaubwür-
digen Aussagen soll sich der Gewerbeverband
Vertrauen erarbeiten. Denn Vertrauen ist die
Basis für den Erfolg.

Welches sind Ihre politischen, oder besser
gesagt gewerbepolitischen Schwerpunkte,
die Sie zur Zeit verfolgen respektive bear-
beiten werden?
Grundsätzlich freue ich mich darauf, einen
gewerbepolitischen Beitrag zur wirtschaftli-
chen Entwicklung unseres wunderschönen
Kantons leisten zu dürfen. Und «es ist mein
Ziel, den Gewerbeverband als politisches Schwer-
gewicht zu positionieren». Aktuell steht sicher
die Teilrevision des Kantonalen Steuergeset-
zes im Brennpunkt. Graubünden hat für juris-

tische Personen die höchste Steuerbelastung
der Schweiz. Diese Tatsache verschärft un-
sere Standortnachteile und muss dringend
korrigiert werden. Dieses Beispiel zeigt stell-
vertretend, dass es uns gelingen muss, dem
Kanton Graubünden wettbewerbsfähige
Strukturen und Rahmenbedingungen zu ver-
leihen, damit sich die Wirtschaft entwickeln
kann. Dies trifft auf fast sämtliche politischen
Themen zu.

Der Gewerbeverband ist der grösste Wirt-
schaftsverband im Kanton Graubünden und
setzt sich aus nicht weniger als 69 Sektio-
nen zusammen. Haben Sie sich bereits Ge-
danken gemacht, wie Sie die Kontakte zu
den einzelnen Sektionen respektive Verbän-
den pflegen werden?
Ich habe mir den Kopf darüber zerbrochen,
wie ich wohl allen Ansprüchen gerecht wer-
den kann. Selbstverständlich: «Ich freue mich
darauf, in Kontakt mit den Regionen und Bran-
chen zu treten» und die Sorgen und Nöte zu
spüren oder Erfolgsgeschichten zu verneh-
men. Doch in unserem weitläufigen Kanton
sind grosse Anfahrtswege unvermeidlich.
Deshalb appelliere ich an die Sektionen: Ha-
ben Sie Verständnis, wenn ich nicht jeder Ein-
ladung Folge leisten kann.

Mit verschiedenen Massnahmen und Aktio-
nen hat Ihr Vorgänger Jan Mettler dem Ver-
band seinen Stempel aufgedrückt. Haben
Sie auch diesbezügliche Pfeile im Köcher?
Ich habe bekanntlich kein leichtes Erbe anzu-
treten: Jan Mettler hat unseren Verband wäh-
rend den letzten zwölf Jahren sehr erfolgreich
und mit grossem Engagement geführt. Dafür
gebührt ihm unser herzlicher Dank! Sein
Ideenreichtum und seine Kreativität können
nicht 1:1 kopiert werden. «Ich werde also
nicht einfach in die Fussstapfen von Jan Mettler
treten können». Vielmehr werde ich meine Per-
son einbringen und eigene Akzente setzen.

Die Delegiertenversamm-
lung vom 26. August 
hat den Churer Urs Schädler
zum neuen Präsidenten 
des Bündner Gewerbeverban-
des gewählt. Urs Schädler 
ist Geschäftsführer der Trans-
portunternehmung Hans 
Fischer AG. 
Politisch betätigt er sich als
Gemeinderat von Chur. 
Diesen hat er im Jahre 2005
präsidiert. Wir haben 
uns mit dem neuen Präsiden-
ten über seinen Führungs-
stil, seine Absichten und Plä-
ne unterhalten.

« »Packen wir es 
gemeinsam an

Im Gespräch mit dem neuen BGV-Präsidenten Urs Schädler, Chur
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«Was hat Sie bewogen, 

im Vorstand mitzuwirken?»

hu. Nicht weniger als elf 
neue Vorstandsmitglieder ( inkl.
neuen Präsidenten, den 
wir an anderer Stelle vorstellen )
hat die Delegiertenversamm-
lung in Chur gewählt. Dabei ist
auf eine regionale und berufs-
spezifische vorteilhafte Ausrich-
tung Rücksicht genommen 
worden. Wir haben die zehn Vor-
standsmitglieder mit der 
Frage «Was hat Sie bewogen, im
Vorstand mitzuwirken?» kon-
frontiert.

Enrico Uffer, Savognin

Für Wirtschaftswachstum in Kan-
ton Graubünden müssen wir selber
sorgen. Mit vereinten Kräften kön-
nen wir uns im Bündner Gewerbe-
verband für gute und nachhaltige
Rahmenbedingungen einsetzen.

Sigi Riser, Andeer

Als uns unser Verbandspräsident
Rico Stiffler über seinen geplanten
Rücktritt aus dem BGV-Vorstand
informierte, haben wir anlässlich
einer Vorstandssitzung beschlos-
sen, weiter einen Vertreter in die-
ses Gremium zu delegieren. Der
Metzgermeisterverband will an
«vorderster Front» vertreten sein.
Ich habe mich als Vertreter unseres
Verbandes sehr gerne zur Verfü-
gung gestellt.

Angela Casanova, Domat / Ems

Der Bündner Gewerbeverband
nimmt unter anderem eine wich-
tige Rolle bei der Interessensvertre-
tung der KMU gegenüber Behörden
und Politik wahr. Es ist mir ein An-
liegen diese Aufgabe aktiv zu unter-
stützen.

Valentin Audétat, Chur

Als Initiant des Beitritts des Bünd-
ner Ärztevereins zum BGV stellte
ich letzthin fest, dass wir Ärzte pro-
portional zur Mitgliederzahl darin
untervertreten sind. Es schien mir
daher wichtig, dass unser Stand mit
mehr Einsatz die Geschicke des
BGV mitgestalten hilft. Damit hofft
die sonst völlig a-politische Ärzte-
schaft vielleicht ein kleines Biss-
chen an politischem Gewicht zu ge-
winnen, denn die heutigen Strate-
gien im Gesundheitswesen sind
rein politischer Natur und nicht
mehr, wie früher, nur von Vernunft
und Ethik geleitet. 

Elf neue BGV-Vorstandsmitglieder
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René Good, Sargans

Als neu gewählter Präsident des
Bündner Malerunternehmer-Ver-
bandes will ich mich vor allem für
das Image der Handwerker (der
Maler im Besonderen) und deren
Nachwuchssicherung einsetzen. 
Massnahmen zur Berufsförderung
wie zum Beispiel die Berufsmesse
an der Gehla sind wichtig und müs-
sen unbedingt gemeinsam umge-
setzt werden. – Die Schweiz bietet
eine wunderbare Infrastruktur an.
Diese wurde aber nicht nur geplant
und finanziert, sondern auch durch
Handwerker erbaut. Das verdient
den entsprechenden Stellenwert
bei der Bevölkerung und den zu-
ständigen Behörden. Dafür will ich
mich im kantonalen Gewerbever-
band einsetzen.

Angela Löschl-Burkhardt, 
Splügen

Ich freue mich auf einen Austausch
mit unterschiedlichsten Gewerbe-
treibenden aus unserer Region. Die
Tätigkeit des Gewerbeverbandes
ist für den Kanton und für die Ge-
werbetreibenden selber von gros-
ser Bedeutung, und ich bin über-
zeugt, dass ich als Vertreterin des
Hotelgewerbes einen wichtigen Bei-
trag in diesem Gremium leisten
kann.

Daniel Blumenthal, Vella

Ich habe mich bereit erklärt, im
BGV-Vorstand mitzuwirken, weil
meine Interessen mit den Interes-
sen des BGV übereinstimmen und
weil ich die Region Surselva vertre-
ten möchte. Als Gemeindepräsi-
dent und Bauunternehmer verfüge
ich über die besten Voraussetzun-
gen für eine aktive Mitwirkung im
Vorstand des BGV. Ich hoffe, dass
die Strukturen so ausgerichtet sind,
dass es mir auch möglich ist, bei
den Entscheidungsprozessen mit-
zuwirken.

Baseli Werth, Jenins

Als Vorstandsmitglied des Bündner
Ärztevereins trete ich die Nach-
folge von Ulrich Bühler im Vor-
stand des Bündner Gewerbever-
bandes an. Als Vertreter eines der
grössten Verbandsmitglieder ist
dies nicht nur eine Ehre, sondern
auch eine Herausforderung. Zu-
dem bin ich von Haus aus seit mei-
ner Jugend mit dem Gewerbe auf-
gewachsen und verbunden. Somit
sind mir Anliegen und Belange des
Gewerbes auch als  Spitalarzt nicht
ganz fremd.

Jolanda Erb, Flims

Die öffentliche Apotheke bietet als
Gesundheitszentrum sowohl für
Gesunde – und die es bleiben wol-
len – als auch für Kranke eine breite
Palette von Produkten und Dienst-
leistungen an. Die Apotheke ist er-
ste Anlaufstelle für Fragen der Be-
völkerung zur Gesundheit und Ge-
sunderhaltung und stellt die Ver-
sorgung mit Arzneimitteln sicher
auch im Notfall. In einem Touris-
muskanton müssen die Apotheken
ein überdurchschnittliches Sorti-
ment an Arzneimitteln führen. Die
Apotheken sind KMU’s und bieten
eine Vielzahl von Arbeits- und
Lehrstellen an. Als selbständige Ge-
werblerin in Flims seit über 20 Jah-
ren ist es mir ein grosses Anliegen,
dass die Apotheken im Vorstand
des BVG vertreten sind.

Roland Conrad, Zernez

Als Bauunternehmer und lang-
jähriges Vorstandsmitglied des
Graubündnerischen Baumeister-
verbandes freut es mich, meinen
Berufsstand im Vorstand des BGV
zu vertreten und meine Berufser-
fahrung im BGV einbringen zu kön-
nen.
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Mit Blick auf Shizuoka in Japan

hu. Während die Metallbauer an
der Gehla ihren Schweizer Meister
erkoren, ging es bei den Schreinern
darum, wer sich für die Schweizer
Meisterschaft qualifizierte. Zwei St.
Galler Teilnehmer nahmen den ers-
ten Platz in Anspruch: bei den Me-
tallbauern Michael Schafflützel aus
Krummenau, bei den Schreinern
René Bless aus Flums. Sie durften
ihre verdiente Ehrung anlässlich ei-
ner gemeinsamen, von BGV-Direk-
tor Jürg Michel moderierten, Schluss-
zeremonie erfahren.

Er fährt zu den WorldSkills nach
Shizuoka in Japan: der 21-jährige
Metallbauer und neue Schweizer
Meister Michael Schafflützel aus
Krummenau im Toggenburg. Mit
seinem Sieg anlässlich der Schwei-
zer Meisterschaften in Chur wurde
er Nachfolger von Daniel Blum, der
ihm die Schlüssel eines Mini über-
brachte und in diesem Gefährt zur
allgemeinen Überraschung auch
gleich die neue Miss Südostschweiz,
Linda Fäh aus Benken, mitbrachte.
Aufgabe für die 15 angetretenen

Metallbauer, darunter auch eine
Frau, war es, einen Computertisch
mit integrierter Schublade anzufer-
tigen. Die Fachjury bewertete dabei
die Arbeitstechnik, die Präzision
und die Funktionsfähigkeit des Mö-
belstücks. Dabei konnte sie sich ein
Bild vom hohen Niveau der Nach-
wuchs-Berufsleute machen. Der
Zentralpräsident der Metall-Union
Schweiz, Emil Weiss, nannte in die-
sem Zusammenhang alle Teilneh-
mer Gewinner, hätten sie sich doch
mit ihrer Leistung in jedem Fall
Achtung und Anerkennung ver-
schafft.

Während bei den Metallbauern der
Schweizer Meister erkoren wurde,
wurde bei den Schreinern die Ost-
schweizer Regionalmeisterschaft
ausgetragen. Dem Gewinner winkte
die Teilnahme an den Schweizer
Meisterschaften und die Aufnahme
in die Nationalmannschaft zur Be-
rufs-Weltmeisterschaft in Japan.
Auch sie hatten ein Möbelstück zu
fertigen.

Die Ranglistenspitze des 25-köpfi-
gen Teilnehmerfeldes ziert der
Flumser René Bless. Gelingt ihm an
den nächsten Schweizer Meister-
schaften ebenfalls ein Spitzenresul-
tat, so wird er mit seinen National-
mannschaftskollegen an den World-
Skills 07 für die Schweiz den Titel
des Nationenweltmeisters verteidi-
gen. Dieser Hoffnung gab auf jeden
Fall in einer kurzen Ansprache der
technische Leiter von SwissSkills,
Rico Cioccarelli aus Thusis, Aus-
druck.

Berufliche Höchstleistungen an der Gehla 2006 ausgezeichnet

Der Flumser René Bless liess sich als Ostschweizer

Meister der Schreiner feiern.

Sieger Michael Schafflützel wird in 

den kommenden beiden Jahren mit diesem 

rassigen Mini auf den Strassen anzu-

treffen sein.

Die drei erstplatzierten Metallbauer, flankiert von Zentralpräsident Emil Weiss (links) und

dem Churer Unternehmer Toni Merkle. (Bilder Hunger)
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Sehr guter Bündner
Berufsnachwuchs

hu. Martin Conrad aus Summa-
prada als Sieger bei den Elektri-
kern und Bruno Eschmann aus
Maienfeld als Drittplatzierter bei
den Maurern waren sozusagen die
«Bündner Aushängeschilder» der
regionalen Berufswettkämpfe an-
lässlich der Berufsschau an der
Gehla in Chur. Die Zimmerleute er-
koren an ihrem Wettkampf die bei-
den Teilnehmer der Berufs-Europ-
ameisterschaften in Luxemburg.
An diesem Wettkampf standen
keine Bündner im Einsatz.

Dass der Bündner Elektrikernach-
wuchs einen sehr hohen Standard
ausweist, weiss man spätestens seit
den Erfolgen des Felsberger Schwei-
zer Meisters Christoph Meier. So
war es denn auch bei diesen Regio-
nalmeisterschaften keine Überra-
schung, dass die Ranglistenspitze
ein Bündner ziert: Als Sieger und
damit Teilnehmer an der Schwei-
zer Meisterschaft 2007 in Horw
liess sich  Martin Conrad aus Sum-

maprada (Lehrfima Elektro Banzer
AG in Thusis ) feiern. 

Zehn Kandidaten machten  an der
Gehla jene drei Teilnehmer aus,
welche sich für einen weiteren
Wettkampf auf dem Weg zum
Schweizer Meister der Maurer qua-
lifizierten. Michael Aeschbacher
aus Oberthal BE ging als Sieger aus
dem Wettkampf hervor. Der Bünd-
ner Kandidat, Bruno Eschmann
(Lehrfirma Zindel + Co. AG in Mai-
enfeld), wurde hervorragender
Dritter. Der Wettbewerb wurde
vom Graubündnerischen Baumeis-
terverband (GBV) aus Anlass sei-
nes 100-jährigen Bestehens orga-
nisiert.

Bei den Zimmerleuten ging es an
der Gehla um die Qualifikation für
die Berufs-Europameisterschaften
2006 in Luxemburg. Zum Wett-
kampf waren die vier Erstplatzier-
ten der Schweizer Meisterschaft zu-
gelassen. Drei Teilnehmer, Hans-

ruedi Gysel aus dem Kanton
Schwyz, sowie die beiden Berner
Stephan Messerli und der amtie-
rende Schweizer Meister Adrian
Wenger, qualifizierten sich für die
EM. Sie durften die Preise aus den
Händen des Schweizer Meisters
1988, Simon Salzgeber aus S-chanf,
entgegennehmen.

Regionale Ausscheidungswettkämpfe Maurer und Elektriker

Die vier Teilnehmer an der EM-Ausscheidung der Zimmerleute zusammen mit dem 

Schweizer Meister 1988, Simon Salzgeber ( rechts aussen ) und dem Präsidenten von Holz-

bau Schweiz, Sektion Graubünden, Andreas Schmid ( links aussen ).

Der Sieger des regionalen Berufswettbe-

werbs der Elektriker, Martin Conrad 

aus Summaprada, qualifizierte sich mit ei-

ner sehr guten Arbeit für die Schweizer 

Meisterschaft 2007 in Horw. (Bilder Hunger)

Bei den Regionalausscheidungen der Mau-

rer erreichte Bruno Eschmann aus 

Maienfeld, hier zusammen mit seinem

Lehrmeister Andreas Zindel, den 

ausgezeichneten dritten Rang und qualifi-

zierte sich für die weiteren Wettkämpfe.
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Jugendliche erlebten 
gewerbliche Berufe hautnah

hu. Die vom Bündner Gewerbever-
band in einem eigenen Ausstel-
lungszelt organisierte Berufsschau
war die Attraktion der diesjährigen
Gehla 2006. Zahlreiche Eltern mit
ihren Kindern besuchten wie etwa
1500 Schüler mit ihren Lehrerin-
nen und Lehrern aus dem ganzen
Kanton die eindrückliche Schau.
Dabei spielte die Kommunikation
zwischen Lernenden und angehen-
den Lernenden – sprich Schülerin-

nen und Schüler – eine ausseror-
dentlich wichtige Rolle bei der Be-
rufsfindung. Und gerade diese Kom-
munikation spielte an der Gehla in
sehr hohem Masse.

Auf sehr grosses Interesse stiessen
selbstverständlich die verschiede-
nen Wettkämpfe, so jene der
Schreiner, Zimmerleute, Maurer,
Metallbauer und Elektriker. Wir
berichten an anderer Stelle über
diese Wettkämpfe.

Aber auch die Stände der Caros-
seriespengler, der Bäcker-Kondi-
toren, Köche, Metzger, Maler, Gip-
ser, Dachdecker, Flachdachbauer,
Forstwarte und Gärtner wurden
rege frequentiert, warteten teilweise
mit Wettbewerben auf oder luden
die Jugendlichen gar zum Mitarbei-
ten ein.

Einige tausend Gehla-Besucher
und -Besucherinnen haben sich auf
dieser 2750 Quadratmeter grossen
Berufsschau ein Bild vom hohen
Standard des Gewerbes machen
können. Der Bündner Gewerbe-
Verband hat mit dieser Schau wie-

der einmal ein Zeichen der Zeit 
gesetzt: Gewerbliche Berufe sind
auch bei Jugendlichen nach wie vor
«in» – und dem ist gut so!

BGV-Berufsschau an der Gehla 2006 in Chur

Motoren – und damit verbunden der Beruf

des Automechanikers – erwecken bei 

den Jugendlichen immer wieder eine gewis-

se Faszination. Dies war auch am Stand

des AGVS zu beobachten.

Der Landschaftsgärtner stellt eine 

Mischung zwischen kräftigem Zupacken

und kreativem Tun dar.

Wer sich für den Bäcker-Konditor-Beruf

entscheidet, entscheidet sich im 

Grunde genommen für zwei Berufe, nämlich

jenen des Bäckers und jenen des

Konditors ( Bild ).

Malen heisst, mit Farben gestalten. Das

trifft selbstverständlich auch für junge 

Damen zu, die in vermehrtem Masse den

Malerberuf ergreifen.

Ein Jungkoch informiert über seine 

Tätigkeit in der Küche eines Hotels oder

Restaurants.



Gewerbe gegen Vereinheitlichung 
der Kinderzulagen

hu. Wenn es nach dem eidgenössi-
schen Parlament geht, werden die
Kinderzulagen schweizweit verein-
heitlicht. Die Kantone hätten dann-
zumal nichts mehr dazu zu sagen,
lediglich die Finanzierung zu re-
geln. Der Schweizerische Gewerbe-
verband ist da anderer Meinung
und hat gegen das Gesetz erfolg-
reich das Referendum ergriffen.
Jetzt wird der Souverän am 26. No-
vember 2006 an der Urne entschei-
den müssen, ob Familien zwischen
Genf und dem Münstertal dieselbe
Zulage für ihre Kinder erhalten.

Die Diskussion über die Familien-
zulagen dauert schon Jahre. Immer
wieder sind im Parlament dies-
bezügliche Vorstösse unternommen
worden, vorab von der Linken.
Schon vor ungefähr 15 Jahren gab
der Nationalrat grünes Licht für ei-
nen Vorstoss, der für jedes in der
Schweiz wohnhafte Kind einen An-
spruch von mindestens 200 Fran-
ken vorsah. 

Mindestkinderzulage 
200 Franken
Man ist dabei noch weiter gegan-

gen: Die Koppelung der Familien-
zulagen an eine Erwerbstätigkeit
und die Abhängigkeit vom Grad der
Beschäftigung wird aufgehoben.
Anspruchsberechtigt sind alle El-
tern, Arbeitnehmende genauso wie
Selbständigerwerbende und Nicht-
erwerbstätige. Die Kantone sollen
die Kompetenz erhalten, für Nicht-
erwerbstätige Einkommensgren-
zen festzulegen. Die Mindesthöhe
der Zulage beträgt für jedes Kind
200 Franken und für jedes Kind in
Ausbildung 250 Franken im Monat. 

Wenn man sich mit der Geschichte
der Familienzulagen befasst, stellt
man fest, dass die Kantone in die-
sen Fragen eine zentrale Rolle spie-
len. In der Schweiz ist die Frage der
Familienzulagen während des Ers-
ten Weltkrieges aufgekommen. 

Unterschiedliche 
Lebenshaltungskosten
Damit bestehen nebeneinander 26
verschiedene kantonale Familien-
zulagesysteme. In den Grundzügen
stimmen diese kantonalen Gesetze
überein, doch im Einzelnen be-
stehen wesentliche Unterschiede.

Dies ist zwangsläufig nicht zu ver-
hindern, sind doch die Lebenshal-
tungskosten in den Kantonen sehr
unterschiedlich. 

Bis jetzt werden in zwei Kantonen
volle Zulagen unabhängig vom Be-
schäftigungsgrad ausgerichtet. Teil-
zeitarbeitende erhalten in den übri-
gen Kantonen abhängig von ihrem
Beschäftigungsgrad eine volle oder
eine Teilzulage. Das neue Gesetz
würde die Handlungsfreiheit der
Kantone drastisch einschränken,
sie wären lediglich noch für den
Vollzug des Bundesgesetzes zu-
ständig. Weiter wären sie gezwun-
gen, für Nichterwerbstätige kan-
tonale Familienausgleichskassen
einzurichten. Man käme also von
einem System ab, das sich in der
Vergangenheit bewährt hat. Gegen
dieses Ansinnen hat der Schweize-
rische Gewerbeverband opponiert
und das Referendum ergriffen.
Schliesslich besteht auch die Ge-
fahr, das Gelder von ausländischen
Arbeitnehmern, wegen der tieferen
Lebenshaltungskosten, in grossem
Masse ins Ausland transferiert wer-
den.

Eidgenössische Volksabstimmung vom 26. November 

SGV-Direktor Pierre Triponez

«Ausbauschritt nicht zu verantworten»
Abgesehen davon, dass die Familienzulagen in der Schweiz bereits heute über vier Milliar-
den Franken pro Jahr betragen und die Schweiz im internationalen Vergleich 
schon jetzt einen Spitzenrang einnimmt, hätte das neue Bundesgesetz nochmals Mehrko-
sten von rund 600 Millionen Franken jährlich zur Folge; zudem enthält die 
Vorlage eine automatische Teuerungsanpassung! Ein solcher Ausbauschritt ist angesichts
der teilweise tiefroten Zahlen unserer Sozialwerke nicht zu verantworten. Die 
heutigen Unterschiede der Zulagenhöhe sind überdies gerechtfertigt, weil nicht nur die
Steuerabzüge für Kinder, die Rückerstattungen von Krankenkassenprämien, 
die Finanzierung von Kinderkrippen, das Stipendienwesen und weitere familienpolitische
Massnahmen in den Kantonen unterschiedlich geregelt sind, sondern auch bei 
den Lebenshaltungskosten grosse Differenzen ( zum Beispiel zwischen Genf und Graubün-
den ) bestehen. 

Ich plädiere für ein klares Nein am 26. November!

Bündner Gewerbe 4/2006 13
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«Wir wollen 

Höhe selbst bestimmen»
hu. Gegen eine einheitliche Aus-
richtung von Kinderzulagen 
hat das Gewerbe erfolgreich das
Referendum ergriffen und 
damit die Vorlage der Entschei-
dung durch das Volk unter-
stellt. Wir haben Gewerbetrei-
bende aus dem Kanton 
Graubünden zur Vorlage befragt.
Hier nun die Meinungen.

Der Wirtschaft entstehen mit dem
neuen Gesetz über die Familienzu-
lagen rund 600 Millionen Franken
an Mehrkosten. Die Verteilung er-
folgt nach dem Giesskannenprin-
zip. Familien brauchen nicht mar-
ginal höhere Zulagen, sondern gute
Rahmenbedingungen zum Beispiel
in Form von Betreuungsangeboten.

Angela Casanova, Garagistin,
Domat /Ems

Ich bin ein Befürworter von Kin-
derzulagen. Ich bin dagegen, wenn
die Anpassung der Zulagen nun
plötzlich in Bern bestimmt werden

soll. Wir Bündner wollen wie bis-
her selbst die Höhe der Kinderzula-
gen festlegen. Wir brauchen dazu
keine Fremdbestimmung. Darum:
Bundes-Kinderzulagen nein!

Christian Schutz,Gartenbau-Un-
ternehmer, Filisur

Dass bei den Familienzulagen nicht
mehr wie bisher differenziert wer-
den soll, finde ich nicht richtig. Ge-
rade diese Zulagen müssen unbe-
dingt auf die Lebenshaltungskosten
der einzelnen Regionen Rücksicht
nehmen. Es kann doch nicht sein,
dass einer in der «teuren» Stadt
Genf gleich viel Kinderzulagen er-
hält wie beispielsweise einer der im
Bündner Rheintal wohnt und ar-
beitet. Kommt dazu, dass der Wirt-
schaft wieder ganz erhebliche zu-
sätzliche Kosten daraus erwach-
sen. Darum bin ich gegen eine Bun-
des-Lösung.

Hansjörg Künzli, dipl. Zimmer-
meister, Davos

In einer Zeit, in welcher das Ge-
werbe einem enormen wirtschaftli-
chen Druck (Steuern, Gebühren,
etc ) unterworfen ist, finde ich es
nicht angebracht, dass man ver-
sucht, eine Einheits-Kinderzulage
für die ganze Schweiz einzuführen.
Die daraus resultierenden Mehrkos-
ten werden mit Bestimmtheit auf
die Wirtschaft abgewälzt, das heisst
das Gewerbe kommt noch mehr
unter Druck. Die kantonale Rege-
lung so zu belassen, wie sie ist und
sich auch bewährt hat, das ist
meine Meinung.

Martin Dietrich, eidg. dipl. 
Sanitärinstallateur, Landquart

Ich bin gegen das Referendum weil
– die regionalen Unterschiede 

nicht berücksichtigt werden
– damit die Arbeitskosten unnötig 

verteuert werden
– die Sozialleistungen weiter aus-

gebaut werden bevor die 
bestehenden Sozialkassen 
saniert sind.
Kurt Künzli, Präsident Hotelier-

verein Chur und Umgebung

Es kann nicht sein, dass eine un-
nötige Entmündigung und Teilent-
machtung der Kantone stattfindet.
Die geltenden kantonalen Famili-
enzulagenregelungen funktionieren
einwandfrei. Das Kinderzulagenge-
setz widerspricht einer sinnvollen
und nachhaltigen Familienpolitik.
Eine Umverteilung ist kein taugli-
ches Mittel zur Stützung der Fami-
lien, es profitieren per Saldo nur
ganz wenige und meist sind es dies
erst noch die falschen. Der Bund
hat im Bereich Sozialversicherung
andere Probleme zu lösen, die In-
validen- als auch die Arbeitslosen-
versicherung, sowie die Finanzper-
spektiven der AHV. Deshalb soll ein
überzeugtes Nein in die Urnen ge-
legt werden

Hanspeter Meiler, Präsident
Bündner Bäcker- und Konditor-

meister-Verband, Flims

Eidgenössische Volksabstimmung vom 26. November 

Anlässlich der BGV-Delegiertenversamm-

lung hat der Präsident des Schweizerischen

Gewerbeverbandes, Nationalrat Engelber-

ger die Gewerbler aufgerufen, das Bundes-

gesetz über die Familienzulagen am 26. No-

vember abzulehnen. ( Bild Hunger )

BGV-Abstimmungs-Parolen 26. November

Bundesgesetz über die Zusammenarbeit

Bundesgesetz über die Familienzulagen

mit den Staaten Osteuropas

NEIN

JA



Und wieder schiesst 
ein Gesetz am Ziel vorbei!

Familien stellen einen wichtigen
Grundpfeiler unserer Gesellschaft
dar. Wirtschaft und Gesellschaft
können sich nur dann gedeihlich
fortentwickeln, wenn die Familien
die ihnen zustehenden Aufgaben –
so unter anderem auch die Erzie-
hung und Begleitung heranwach-
sender Kinder – verantwortungs-
voll wahrnehmen. Um den Fami-
lien den notwendigen Rückhalt bie-
ten zu können, ist unser Staatswe-
sen so auszugestalten, dass sich
nicht nur das Individuum, sondern
auch die Familie möglichst gut
darin zurecht findet.  

Wirkungsvolle 
Familienpolitik
Eine sinnvolle und nachhaltige Fa-
milienpolitik konzentriert sich dar-
auf, den Familien möglichst gute
Rahmenbedingungen anzubieten.
Das blosse Umverteilen von Gel-
dern ist demgegenüber kein taugli-
ches Mittel zur Stützung der Fami-
lien. Jeder Franken, der umver-
teilt wird, muss via Steuergelder,
Lohnabzüge oder Preisaufschläge
wieder eingefordert werden. Zieht
man in Betracht, dass in der Regel
ein Umverteilungsapparat hohe
Kosten mit sich bringt, falsche An-
reize setzt und leider allzu oft auch
Missbräuche nach sich zieht, profi-
tieren per Saldo nur ganz wenige;
und meist sind dies erst noch die
Falschen.

Eine erfolgreiche, nachhaltig wirk-
same Familienpolitik setzt auf In-
strumente wie: 

Familienfreundliche Steuerpolitik
– Qualitativ gutes, leistungsorien-

tiertes Bildungssystem 
– Förderung der Vereinbarkeit von

Familie und Beruf 
– Familienergänzende Kinder-

betreuung
– Gesunde, verantwortungsvolle 

Finanzpolitik, welche Schulden 
abbaut und nicht auf Kosten 
der künftigen Generationen neue 
Schuldenberge auftürmt

– Sichere, auch für künftige Gene-
rationen finanzierbare Sozial-
werke.

Die Befürworter wollen die Zula-
genregelung harmonisieren. Bei
genauerer Betrachtung geht es
darum, heute ein Minimum festzu-
legen, um ab morgen stets die im
Gesetz fixierte Minimalzulage nach
der Salamitaktik zu erhöhen. Denn
harmonisiert wird eigentlich gar
nichts. Die Zulagenhöhe ist nach
wie vor Sache der Kantone, die Ar-
ten von Zulagen sind nach wie vor
frei (zum Beispiel Geburten- oder
Adoptionszulagen), die Kantone
haben nach wie vor selber (und je-
der für sich) die Finanzierung zu
regeln, die wichtigsten Ausfüh-
rungsbestimmungen werden wei-
terhin auf kantonaler Ebene gere-
gelt, für Landwirte und Bundesan-
gestellte gilt nach wie vor eine ei-
gene Regelung. 

Der Etikettenschwindel
Wer bei dieser Konstruktion be-
hauptet, das neue Familienzula-
gengesetz führe zu Vereinfachun-

gen und harmonisiere, hat nicht
viel von administrativer Entlastung
verstanden. Neu ist an diesem Ge-
setz–neben dem fragwürdigen Leis-
tungsausbau – nur, dass neben den
26 bestehenden Regelungen jetzt
noch ein Bundesgesetz dazu-
kommt. Das Wirrwarr dürfte nur
grösser werden.

Seit Jahren erwarten wir vom Bund
für KMU administrative Entlastun-
gen. Vom Parlament erhalten wir
solche Vorlagen. Dem Schweizeri-
schen Gewerbeverband ist es dank
der Ergreifung des Referendums 
zu verdanken, dass wir am 26. No-
vember über das neue Familienzu-
lagengesetz abstimmen können.
Stimmen Sie Nein, weil wir es uns
schlichtweg nicht leisten können,
quasi über das Hintertürchen eine
neue Sozialversicherung mit zu-
sätzlichem Aufwand einzuführen.

Jürg Michel, Direktor BGV

Eidgenössische Volksabstimmung vom 26. November 

Kantonalvorstand und Präsidentenkonferenz des Bündner Ge-
werbeverbandes lehnen fast einstimmig das neue Familienzulagen-
gesetz ab. Sind die Bündner Gewerblerinnen und Gewerbler 
deshalb familienfeindlich? Mögen sie denjenigen, die bereit sind,
der demografischen Entwicklung entgegenzuwirken, höhere 
Kinderzulagen nicht gönnen? Die Antwort heisst nein und wer am 
26. November Nein stimmt, tut dies mit sehr guten Gründen.
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hu. Seit dem Fall der Berliner
Mauer im Jahre 1989 hat das Parla-
ment insgesamt etwas mehr als
drei Milliarden Franken als Ver-
pflichtungskredite für die Zusam-
menarbeit mit Osteuropa bewilligt.
Diese Kreditsprechung beruht auf
einem Bundesbeschluss aus dem
Jahre 1995, der auf zehn Jahre 
befristet ist. Das Parlament hat 
im März beschlossen, wiederum ei-
nen Verpflichtungskredit von einer
Milliarde Franken zu sprechen. 
Die Erneuerung dieses Bundesbe-
schlusses muss gemäss neuer Bun-
desverfassung in Form eines Bun-
desgesetzes erfolgen. Gegen dieses
Gesetz ist das Referendum ergrif-
fen worden, sodass der Stimmbür-
ger über die Gewährung des Kre-
dits an der Urne zu befinden hat.

Das Ziel der Zusammenarbeit mit
den Staaten Osteuropas ist im We-
sentlichen die Förderung der Si-
cherheit und Stabilität auf dem eu-
ropäischen Kontinent und in den
Staaten des ehemaligen Ostblocks.
Im Zentrum dieser Zusammenar-
beit stehen die Hilfestellung an die
Staaten, damit sie zu freien, demo-
kratischen Gesellschaften werden
sowie der Übergang zu einer freien
und offenen Marktwirtschaft. In ei-
nem Satz: Es wird ein sozialer, ge-
sellschaftlicher und ökologischer
Wandel angestrebt.

Klar formulierte Zielsetzungen
Im Art. 2 des vorliegenden «Bun-
desgesetz über die Zusammenar-
beit mit den Staaten Osteuropas»
sind die Ziele der Zusammenarbeit
klar und deutlich festgehalten. Es
geht primär um die Förderung und
Stärkung der Rechtsstaatlichkeit
und der Menschenrechte sowie den
Aufbau und die Festigung des de-
mokratischen Systems, namentlich
aber auch um die Errichtung stabi-
ler politischer Institutionen.

Wohl die wichtigere Zielsetzung ist
die Förderung einer auf markt-
wirtschaftlichen Grundsätzen be-
ruhenden nachhaltigen wirtschaft-
lichen und sozialen Entwicklung.
Diese bringt eine wirtschaftliche
Stabilität mit sich, was zweifels-
ohne zum Wachstum des Einkom-
mens und zur Verbesserung der
Lebensbedingungen der Bevölke-
rung führt. Diese ist in der Folge
nicht gezwungen, die Heimat auf
der Suche nach besseren Ver-
dienstmöglichkeiten zu verlassen. 

Mithelfen, den Übergang zu
schaffen
Die Hilfe ist tatsächlich erforder-
lich, muss doch festgestellt werden,
dass die epochale Aufgabe, die ost-
europäischen Staaten in ihrer Tran-
sition (Übergang) zu unterstützen,
noch lange nicht abgeschlossen ist

und sich damit die Fortführung ei-
ner entsprechenden Rechtsgrund-
lage aufdrängt. Während in den
EU-Beitrittsländern bezüglich Über-
gang zu Demokratie und Markt-
wirtschaft ansehnliche Erfolge ver-
zeichnet werden, sind die Reform-
ziele auf dem Balkan und in den so-
genannten GUS-Staaten (Gemein-
schaft unabhängiger Staaten) bei
weitem noch nicht erreicht.

In den Schwerpunktregionen der
Ostzusammenarbeit (Südosteuropa,
Südkaukasus, Zentralasien und eu-
ropäische GUS) ist der wirtschaftli-
che und soziale Entwicklungsstand
der kommunistischen Zeiten noch
nicht wieder erreicht. In Mitteleu-
ropa und im Baltikum hingegen
sind derartige Erfolge im Reform-
prozess verzeichnet worden und
damit steht oder stand diesen Staa-
ten die Türe zur EU weit offen.

Dieser Umstand bewog Bundesrat
und Parlament Massnahmen zu er-
greifen, die geeignet sind, die Staa-
ten Osteuropas in ihren Bemühun-
gen zum Aufbau und zur Festigung
der Demokratie sowie zum Über-
gang zur Marktwirtschaft und deren
sozialer Ausgestaltung zu unterstüt-
zen. Mit deutlichem Mehr sind Kan-
tonalvorstand und Presidentenkon-
ferenz des BGV dem Antrag von
Bundesrat und Parlament gefolgt.

Eidgenössische Volksabstimmung vom 26. November 

Eine Milliarde
Franken für Osteuropa?

Bulgarien Estland Lettland Littauen Malta Polen

Rumänien Slovakei Slovenien Tschechien Ungarn Zypern
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«Scheinlösungen bringen nichts»

Die Volksinitiative «Für eine so-
ziale Einheitskrankenkasse»
wurde am 9. Dezember 2004 
bei der Bundeskanzlei eingereicht
und wird voraussichtlich 
am 13. März 2007 dem Schweizer
Volk zur Abstimmung vorge-
legt. Initiantin ist das Mouvement
populaire des familles. Die 
«Einheitskrankenkasse» wird ei-
ne «kranke Kasse», befürchtet
ÖKK-Direktor Stefan Schena. Im
Interview mit Jürg Michel er-
klärt er, warum die Initiative kei-
ne echten, sondern nur Schein-
lösungen bringt.

Jürg Michel: Sie sind gegen die
Einheitskasse. Ist für Sie im
Schweizer Gesundheitswesen al-
les in bester Ordnung?
Stefan Schena: Nein, unser Gesund-
heitssystem braucht dringend ei-
nen Arzt. Doch die Einheitskasse
ist nicht der richtige Weg, sie löst
die Probleme nicht. Nehmen Sie
das Beispiel Kosten: nicht das Sys-
tem der privaten Versicherer er-
zeugt Kosten, sondern das Ange-
bot, der Fortschritt und die Bean-
spruchung von Leistungen. Und ge-
rade bei diesem grossen Kosten-
block würde die Einheitskasse
keine Verbesserung bewirken – im
Gegenteil.

Sie gehen also davon aus, dass
die Prämien steigen würden?
Ja, weil die Einheitskasse mangels
Konkurrenz keinen Anreiz hat, effi-
zient zu arbeiten. Fehlender Wett-
bewerb unter den Versicherungen
sowie mangelnde Anregung zur Ei-
genverantwortlichkeit der Versi-
cherten jagen Kosten und Tarife in
die Höhe. Ausserdem muss mit ein-
kommensabhängigen Krankenver-
sicherungsprämien das Finanzie-
rungsvolumen der obligatorischen
Krankenpflegeversicherung in der

Höhe von zirka 18 Milliarden Fran-
ken (Schätzung Jahr 2006) umver-
teilt werden (abzüglich Prämien-
verbilligung sowie Kostenbeteili-
gung im Rahmen der Franchise).
Der Krankenkassenbeitrag auf dem
steuerbaren Einkommen zwischen
20 000 und 120 000 Franken würde
im Jahr 2007 voraussichtlich 15%
betragen.

Wie würde die Situation in
Graubünden aussehen?
Graubünden würde ganz klar zu
den Verliererkantonen gehören.
Kantonal differenzierte Prämien
sind nämlich mit einer Einheits-
kasse und einkommensabhängigen
Prämien kaum mehr realisierbar.
Folglich wird in Kantonen mit nied-
rigen Gesundheitskosten die grosse
Mehrheit der Bevölkerung deutlich
höhere Prämien bezahlen als heute.
Und gibt weniger Geld aus für Es-
sen, Freizeit, Kleider usw.

Was sind konkret die Nachteile
für uns als Arbeitgeber?
ÖKK bietet den Unternehmen alle
Versicherungen aus einer Hand an:
die Heilungskostenverträge, aber
auch die Unfall- und Erwerbsaus-
fallversicherung sowie Lösungen
für die berufliche Vorsorge. Mit der
Einheitskasse käme für die Unter-
nehmer eine weitere Institution ins
Spiel, der Ablauf würde kompli-
zierter und weniger persönlich. 

Bringt der Wettbewerb unter 
den Versicherungen für den Ein-
zelnen wirklich Vorteile?
Der Wettbewerb fördert ganz klar
Innovationen. In den vergangenen
Jahren wurden von den Kranken-
versicherern neue Versicherungs-
modelle (Managed Care-Modelle
wie zum Beispiel Hausarztmodell )
entwickelt. Ausschlaggebend für
die Wahl eines solchen Modells

sind für die Versicherten beispiels-
weise finanzielle Einsparungen
oder das Angebot einer telefoni-
schen Beratung. Die laufende Ver-
besserung und Optimierung solch
innovativer Modelle, welche die
Qualität verbessern und die Kosten
senken, ist nur bei freier Wahl der
Krankenversicherung möglich. Mit
der Einheitskasse werden solche
Innovationen zum Nachteil der Ver-
sicherten jedoch bald verschwin-
den, da der Anreiz fehlt, sich mit
besonders attraktiven Versiche-
rungsmodellen zu profilieren. 

Was sind Ihre Lösungsansätze
für Verbesserungen 
im Gesundheitswesen?
Es wäre an der Zeit, Taten spre-
chen zu lassen. Die Politik muss
griffige Massnahmen umsetzen,
wie wir Krankenversicherer sie seit
Jahren fordern: leistungsabhängige
Spitalfinanzierung, Aufhebung vom
Vertragszwang, Druck auf Medika-
mentenpreise sowie eine ausgewo-
gene Pflegefinanzierung. Taten statt
Worte sind gefragt, politische Ver-
hinderungsübungen bringen uns
hier nicht weiter, wir brauchen end-
lich eine KVG-Revision!

Mit ÖKK-Direktor Stefan Schena im Gespräch
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Im Zeichen der kantonalen 

Tourismusförderabgabe

Nach der Vorstellung der zahlrei-
chen «Neulinge» unter den Präsi-
denten und den Mitgliedern des
Kantonalvorstandes leitete BGV-
Präsident Urs Schädler wie ein al-
ter Routinier durch das anspruchs-
volle Thema «Neue Tourismus-
strukturen und Tourismusförder-
abgabe».

Eugen Arpagaus, Vorsteher des
Amtes für Wirtschaft und Touris-
mus, erläuterte die wirtschaftliche
Ausgangslage, die Chance des Tou-
rismus in Graubünden, die heutige
Tourismusförderung und Modelle
für eine künftige Tourismusfinan-
zierung, in welcher die KTA eine
zentrale Rolle spielt. Er unterliess
es nicht, auf die Bedeutung des
Tourismus für das Bündner Ge-

werbe einzugehen. Ziel der KTA ist
es, die heutigen kommunalen Kur-
taxen und die Tourismusförderab-
gaben durch eine Logiernächte un-
abhängige und kantonal flächen-
deckende KTA zu ersetzen, wobei
einerseits die branchenspezifische
Abhängigkeit und andererseits die
regionale Abhängigkeit ebenso bei
der Bemessung der Abgabe zu
berücksichtigen ist, wie die bran-
chenspezifische Wertschöpfung, die
ein Betrieb aus dem Tourismus di-
rekt oder indirekt erzielen kann.

Trachsel dafür – Nick dagegen
In der anschliessenden Podiums-
diskussion zeigte der Gegner der
KTA, FDP-Grossrat Reto Nick, auf,
dass in Graubünden das Bewusst-
sein für den Tourismus fehlt und

weil dies so ist, «soll es der Staat
jetzt richten». Das ist seiner Mei-
nung nach ein falscher Ansatz, wie
die ganze Entwicklung im Gesund-
heitswesen zur Genüge gezeigt hat.
Nick ist auch aus ordnungspoliti-
schen Überlegungen gegen eine
KTA. Finanzpolitisch liegt diese Ab-
gabe in einer Zeit, in welcher Steu-
erreduktionen durchgesetzt wer-
den müssen, sowieso quer in der

Gipfelstürmertagung auf Madrisa (Klosters)

Die 5. Gipfelstürmertagung fand am 6. Oktober 2006 auf 
Madrisa statt. Rund 60 Präsidentinnen und Präsidenten der ange-
schlossenen Sektionen und der Kantonalvorstand folgten 
der Einladung des Leitenden Ausschusses nach Klosters. Haupt-
traktandum bildete neben der Parolenfassung zu den eid-
genössischen Abstimmungen die Einführung einer kantonalen 
Tourismusförderabgabe ( KTA ).

Der Vorsteher des Amtes für Wirtschaft und

Tourismus, Eugen Arpagaus, erläuterte 

den Nutzen und den Zweck der geplanten

kantonalen Tourismusförderabgabe.

Neben der Arbeit kam auf Madrisa selbstverständlich auch die Kontaktpflege nicht zu kurz.

Auch dies ist eines der Ziele der BGV-Gipfelstürmertagungen.

Präsident Urs Schädler, der souverän 

durch die Tagung führte, für einmal als auf-

merksamer Zuhörer.
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Landschaft. Zudem fehlt ihm der
Glaube, dass die von den Wirt-
schaftsverbänden geforderte zeitli-
che Begrenzung der KTA durch-
setzbar ist. Für Nick ist deshalb
klar, dass der Staat die Mittel nicht
besser verteilen kann, als der Markt.

Regierungsrat Hansjörg Trachsel
will nicht nur die Risiken einer KTA
sehen. Dass die heutigen Struktu-
ren mit rund 90 Tourismusorgani-
sationen auf die Bedürfnisse des
Marktes keine Rücksicht nehmen
und fehl am Platz sind, ist heute
grundsätzlich anerkannt. Die kom-
munalen Einnahmen aus Kurtaxe
und Tourismusförderabgaben fi-

nanzieren heute kleine und hetero-
gene Tourismusstrukturen. Mecha-
nismen zur Förderung von überre-
gionalen Tourismusstrukturen feh-
len. Kommt hinzu, dass der Voll-
zugsaufwand in den Gemeinden
sehr gross ist. Auf der anderen
Seite fehlen Mittel um gebündelt
Marketing zu betreiben. Die Profes-
sionalität in der Vermarktung muss
gesteigert werden. Hier will Regie-
rungsrat Trachsel auch ansetzen.
Die Bildung von DMOS (Destinati-
ons-Management-Organisationen)
mit klaren Aufgabenteilungen und
die Vermeidung von Doppelspurig-
keiten sind für ihn unerlässlich. Die
DMOS sind für das Marketing zu-

ständig, die lokalen Tourismusor-
ganisationen konzentrieren sich
auf die Gästebetreuung vor Ort.

Wirtschaft soll finanziellen 
Beitrag an Tourismus leisten
In der anschliessenden Diskussion
beteiligten sich viele Präsidenten
von tourismusorientierten Regio-
nen und Branchenvertreter. Dabei
zeigte sich, wie auch in der konsul-
tativen Schlussabstimmung, dass
der vom BGV-Kantonalvorstand zu-
sammen mit den anderen Wirt-
schaftsverbänden eingeschlagene
Weg fortgesetzt werden muss. Das
Ziel, wettbewerbsfähige Struktu-
ren im Tourismus in Graubünden
erhalten, das heisst, die Einfüh-
rung von sechs bis sieben DMO’s,
wird vorbehaltlos unterstützt.
Selbst einer Einführung einer zeit-
lich begrenzten KTA, die die ge-
samte Wirtschaft betrifft, ist denk-
bar, wenn der Kanton auf der ande-
ren Seite auch bereit ist, Entlastun-
gen vorzunehmen. Mit anderen
Worten: Kann die Revision des
Steuergesetzes umgesetzt werden,
soll auch die Wirtschaft einen fi-
nanziellen Beitrag zu einer besse-
ren Zukunft im Tourismus leisten.
Eine bessere Zukunft heisst, mehr
neue Gäste, mehr Arbeitsplätze vor
allem in Tourismusregionen und
bessere Ertragssituationen in den
direkt und indirekt vom Tourismus
abhängigen Unternehmen. 

Wie meist: ASTAG-Präsident Hans Fischer

in bester Laune und immer für einen Spruch

zu haben.

Der neue BGV-Präsident Urs Schädler aus Chur benutzte die Gelegenheit des Apéro zu

vertieften Gesprächen mit Sektions- resp. Verbandspräsidenten. ( Bilder: K. Stocker )

In einer Podiumsdiskussion über die geplante kantonale Tourismusförderabgabe 

kreuzten Regierungsrat Hansjörg Trachsel ( pro, links ) und Grossrat Reto Nick ( contra,

rechts ) die Klingen.
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Gewerbe einer grossen Region 
engagiert sich

hu. Dieses Beispiel zeigt es wieder
einmal in aller Deutlichkeit auf:
Wenn das Gewerbe zusammen-
steht, entwickelt es ungeahnte
Kräfte. Die nun zur Realisierung
gelangende Raststätte Viamala an
der N13 in Thusis ist beredtes
Zeugnis für diese Tatsache.

Nachdem sich vor Jahren die Ge-
meinde Thusis mit dem Bau einer
Raststätte an der N13 befasst hat,
aber nicht weiter gekommen ist,
sprang das Gewerbe von Thusis,
dem Domleschg, dem Schams, dem
Avers und dem Rheinwald (Genos-
senschaft Muma) auf den anfah-
renden Zug auf. Doch die Opposi-
tion war ganz beträchtlich und
reichte vom Zweifel an der Wirt-
schaftlichkeit bis hin zum Landver-
brauch.

Finanzierung 
als eine Hauptaufgabe
Doch das Gewerbe blieb standhaft
und ging seinen Weg. Die Grün-
dung einer Aktiengesellschaft stand
vorerst im Vordergrund. Im Ver-
waltungsrat ist heute das Gewerbe
sehr prominent vertreten, und prä-
sidiert wird er von einem einheimi-
schen Rechtsanwalt. Dann ging es
darum, eine Vision mit einer ein-
heimischen Trägerschaft in die Tat
umzusetzen.

Bei derartigen Werken spielt selbst-
verständlich die Finanzierung eine
entscheidende Rolle. Verwaltungs-
rats-Präsident Flurin von Planta
rechnet mit Gesamtkosten von 8,8
Millionen Franken. Eine erste Fi-
nanz-Aktion wird im Frühjahr 2007
gestartet: Die AG will ihr Aktienka-
pital von 100 000 Franken mit öf-
fentlicher Zeichnungsmöglichkeit
auf vier Millionen Franken er-
höhen. Der Rest muss gemäss von

Planta durch Fremdmittel wie
Bankkredite oder Darlehen abge-
deckt werden. Weiter verriet er,
dass auch ein Investor an diesem
Werk Interesse gezeigt hat.

Schaffung von 45 Arbeitsplätzen
Mit der Eigeninitiative des Gewer-
bes am Hinterrhein trifft man zwei
Fliegen auf einen Streich: Zum ei-
nen ergibt der Bau für das einhei-
mische Gewerbe Verdienstmög-
lichkeiten, zum anderen werden
neue Arbeitsplätze geschaffen. Vor-
gesehen sind 25 Vollzeit-Stellen mit
rund 45 Arbeitenden. Damit kann
die Wertschöpfung in der Region
zurückbehalten werden. Und wenn
dereinst auch noch Einheimische
in der Raststätte einheimische Pro-

dukte aus der Landwirtschaft, dem
Tourismus sowie Dienstleistungen
anbieten, ist die Wertschöpfungs-
kette geschlossen.

Kommt noch ein letzter, nicht un-
wesentlicher Punkt dazu: Die Ge-
werbe-Organisationen arbeiten bei
diesem Projekt eng zusammen und
schielen nicht neidvoll zur Seite,
um festzustellen was der andere
macht. Der HGV Thusis und Umge-
bung, der HGV Domleschg und die
Genossenschaft Muma ziehen in
dieser Sache am gleichen Strick
und in die gleiche Richtung. Nur so
war es möglich, die Raststätte Via-
mala zu realisieren; die Raststätte,
die im Frühjahr 2008 ihre Tore öff-
nen wird.

Raststätte Viamala in Thusis wird realisiert

Der fünfköpfige Verwaltungsrat besteht aus vier Gewerbetreibenden und einem Juristen

( von links ): Armando Patzen ( Präsident HGV Domleschg ), Rudolf Burkhardt ( BGV-Vor-

standsmitglied ), Flurin von Planta ( VR-Präsident ), Urs Tillessen ( Präsident HGV Thusis

und Umgebung ) und Valentin Luzi ( Präsident Genossenschaft Muma ). ( Bild Hunger )





Die Aufgabe eines Golf-Coaches ist
es, seinen Klienten zu zeigen, wie
sie besser Golf spielen können. Die
Aufgabe eines Führungs-Coaches
ist es, seinen Klienten zu zeigen,
wie sie Führungsqualitäten er-
höhen können. Das Konzept «Golf
and Leadership» nutzt die Ent-
spannung, Reflektionsbereitschaft
und Aufnahmefähigkeit von Füh-
rungspersonen während des Golf-
spiels für effizientes Coaching. Da-
bei nimmt der Coach die Rolle eines
Hofnarren ein und zeigt dem Klien-
ten ungeschminkt, wie sich das,
was er tut, in seinem Führungsall-
tag auswirkt. Das Golfspiel erweist
sich dabei als eigentliches Trans-
portmittel; metaphorische Bildver-
gleiche vereinfachen und verstär-
ken den Lerneffekt erheblich. 

Zielsetzung und Strategie
«Was möchten Sie auf dieser spezi-
ellen Golfrunde heute entdecken,
um in Ihrem Führungsverhalten
weiterzukommen?» Mit dieser
Frage beginnt das Coachingge-
spräch auf dem Golfplatz. Der Kli-
ent antwortet: «Mich beschäftigt
die Frage, wie ich meinen Mitarbei-
tenden mehr Freiraum gewähren
kann, damit diese kreativ und
selbständig arbeiten können, ohne
dass ich mich ständig einmische.»
Coach und Klient besprechen die
Ziele, während sie gemütlich zum
ersten Abschlag wandern. Dort an-
gekommen wird die Strategie be-
sprochen. Auf die Frage nach dem
idealen Aufschlagsort folgt für die
Führungsperson eine eher überra-
schende Antwort: «Irgendwo auf
dem Green.»

Sofort hakt der Coach nach: «Ist das
Ziel eines Abschlages, den Ball ins
Green zu bringen oder ins Loch zu
versenken?» – «Schon ins Loch zu
versenken, aber das ist unrealis-

tisch.» Hier folgt ein längerer Dis-
kurs, in dessen Verlauf der Klient
erkennt, dass er sein Ziel zwar klar
benennt, dann aber alle klaren Li-
nien wieder verwischt. Und plötz-
lich die Einsicht: Er will ja gar nicht
den Ball beim ersten Abschlag
gleich ins Loch versenken, das
wäre ihm viel zu langweilig. Viel-
mehr freut er sich darüber, wenn
er dann noch zwei-, drei- oder auch
viermal putten kann, bis der Ball
schliesslich im Loch landet.

Taktik und Perspektivenwechsel
Nun bereitet sich der Klient vor,
konzentriert simuliert er zwei Ab-
schläge. Dann setzt er den Ball und
katapultiert diesen mit einem schön
runden, harmonischen Schwung
ins Green. Besonders beeindru-
ckend ist die Konzentration, mit der
er den Schwung zu Ende bringt, be-
vor er seine Körperhaltung verän-
dert, um dem Ball nachzuschauen.
Sofort fragt der Coach nach: «Kön-
nen Sie mir sagen, worauf bei die-
sem Abschlag Ihre Aufmerksam-
keit gerichtet war?» Diese Frage
kann der Klient lange nicht beant-
worten. Nach einigem Herumrät-

seln fällt ihm auf, dass das eine zen-
trale Frage ist. Der Klient peilt ziel-
sicher seinen Ball an, obwohl er
normalerweise seine Bälle lange
und intensiv suchen muss. Gemein-
sam gehen Coach und Klient der
Ursache dafür auf den Grund. Nach
längerem Überlegen begreift der
Klient, dass seine Aufmerksamkeit
ganz allein beim Schwung des
Schlages lag. «Erst als der Schwung
fertig war, habe ich auch den Kopf
gehoben und dem Ball nachge-
schaut. Und habe genau gesehen,
wo er aufgeprallt ist», führt er aus
und stellt fest: «Es gibt eine Zeit des
Golfspiels und eine Zeit des Nach-
schauens.»

Der Coach beginnt, die neuen Er-
kenntnisse in die Führung zu über-
tragen: «Sehen Sie da einen Zu-
sammenhang dazu, wie Sie Ihren
Mitarbeitenden mehr Freiraum für
kreatives, selbständiges Arbeiten
lassen können?» Nach längerem
Überlegen findet der Klient die für
ihn goldrichtige Antwort: «Es gibt
eine Zeit der Auftragserteilung und
des Arbeitenlassens – Ja, genau
LASSEN! Und es gibt eine Zeit der
Kontrolle, der Kurskorrektur!» –
Haben Sie Ihr heutiges Ziel damit
er- reicht?», hakt der Coach nach.
«Ja, wunderbar! Ich habe alles
herausgefunden, was ich wissen
wollte.»
Von Romi Staub, 
Arosa/Hettlingen

Dank Hofnarren-Fragen Führungsqualität erweitern

Dank Führungs-Coaching 
bessere Leistungen
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